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0 Ausgangssituation

0.1 Rechtsgrundlagen

• Baugesetzbuch (BauGB) vom 03. November 2017 (BGBl. I S. 3634), zuletzt geändert am
08. Oktober 2022 (BGBl. I S. 1726)

• Baunutzungsverordnung  (BauNVO)  in  der  Fassung  der  Bekanntmachung  vom  21.
November 2017 (BGBl. I S. 3786), zuletzt geändert am 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802)

• Brandenburgische Bauordnung (BbgBO) vom 15.11.2018 (GVBl. I Nr. 39), zuletzt geändert
am 09. Februar 2021 (GVBl. I Nr. 5)

• Brandenburgisches Denkmalschutzgesetz (BbgDSchG) vom 24. Mai 2004 (GVBl I S. 215)
• Brandenburgisches Naturschutzausführungsgesetz (BbgNatSchAG) vom 21. Januar 2013

(GVBl. I Nr. 3), zuletzt geändert am 25. September 2020 (GVBl. I Nr. 28)
• Brandenburgisches Wassergesetz (BbgWG) vom 02. März 2012 (GVBl. I Nr. 20), zuletzt

geändert am 04. Dezember 2017 (GVBl. I Nr. 28)
• Bundesnaturschutzgesetz vom 29. Juli  2009 (BGBl. I S. 2542), zuletzt  geändert am 08.

Dezember 2022
• Erlass des Ministers für  Infrastruktur und Raumordnung vom 10.  August 2005 (Anfrage

nach  den  Zielen,  Grundsätzen  und  sonstigen  Erfordernissen  der  Raumordnung,
Zielanpassung im Rahmen der Behördenbeteiligung und Auskunftspflicht über das In-Kraft-
Treten eines Bauleitplanes) (ABl./05, [Nr. 38], S.946)

• Erlass  des  Ministers  für  Landwirtschaft,  Umwelt  und  Klimaschutz  zur  Verwendung
gebietseigener Gehölze bei  der Pflanzung in der freien Natur vom 02.  Dezember 2019
(Abl./20, [Nr. 9], S. 203)

• Gehölzschutzverordnung des Landkreises Oberspreewald-Lausitz (GehölzSchVO LK OSL)
vom 12. September 2013 (Abl. LK OSL Nr. 11/2013 S. 12), geändert am 06. Dezember
2018 (Abl. LK OSL Nr. 21/2018 S. 35)

• Gemeinsames Rundschreiben des Ministeriums für  Infrastruktur  und Landwirtschaft  und
des Ministeriums für Umwelt, Gesundheit und Verbraucherschutz vom 11. Oktober 2011 zur
Berücksichtigung  dezentraler  Lösungen  zur  Niederschlagsentwässerung  bei  der
Bebauungsplanung (ABl. Nr. 46 S. 2035)

• Länderübergreifender  Raumordnungsplan  für  den  Hochwasserschutz  (Anlage  zur
Verordnung  über  die  Raumordnung  im  Bund  für  einen  länderübergreifenden
Hochwasserschutz vom 19. August 2021)

• Landesentwicklungsprogramm  2007  (LEPro  2007)  der  Länder  Berlin  und  Brandenburg
(GVBl. I S. 235)

• Landesplanungsvertrag – Vertrag über die Aufgaben und Trägerschaft sowie Grundlagen
und  Verfahren  der  gemeinsamen  Landesplanung  zwischen  den  Ländern  Berlin  und
Brandenburg in der Fassung der Bekanntmachung vom 13. Februar 2012 (GVBl.I/12, [Nr.
14])

• Planzeichenverordnung 1990 (PlanZV) in der Fassung vom 18. Dezember 1990 (BGBl.
1991 I S. 58), zuletzt geändert am 14. Juni 2021 (BGBl. I S. 1802)

• Raumordnungsgesetz (ROG) vom 22. Dezember 2008 (BGBl. I S. 2986), zuletzt geändert
am 20. Juli 2022 (BGBl. I S. 1353)

• Verordnung über den Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion Berlin-Brandenburg (LEP
HR) vom 29. April 2019 (GVBl. II 2019 Nr. 35), in Kraft getreten mit Wirkung vom 01. Juli
2019
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• Verordnung über die Raumordnung im Bund für einen länderübergreifenden Hochwasser-
schutz (BRPHV) vom 19. August 2021 (BGBl. I S. 3712), in Kraft getreten am 01. Februar
2021 (BGBl. I Nr. 57 vom 25.08.2021)

• Verwaltungsvorschrift  zur  Herstellung  von  Planungsunterlagen  für  Bauleitpläne  und
Satzungen nach § 34 Absatz 4 und § 35 Absatz 6 des Baugesetzbuches (Planunterlagen
VV) vom 2. Mai 2018 (Abl. Nr. 17)

• Wasserhaushaltsgesetz (WHG) vom 31. Juli 2009 (BGBl. I S. 2585), zuletzt geändert am
20. Juli 2022 (BGBl. I S. 1237)

Diese Begründung hat nur in Verbindung mit der Planzeichnung Gültigkeit.

0.2 Geltungsbereich des Bebauungsplanes

Das Planungsgebiet  befindet  sich  im  nordwestlichen  Bereich  des  Gemeindeteils  Kleinkoschen
innerhalb des Ortsteils Großkoschen der Stadt Senftenberg (s.  Abb. 1).  Es liegt innerhalb des
Geltungsbereiches des Vorhaben- und Erschließungsplans „Nordwiesen“ aus dem Jahre 1994.

Das Plangebiet umfasst eine Fläche von ca. 0,06 ha und wird wie folgt begrenzt:
• westlich und östlich durch Einfamilienhausbebauung
• nördlich durch private Grünflächen
• im südlichen Bereich durch eine öffentliche Verkehrsfläche (Kreuzweg)

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst das Flurstück 539 sowie eine Teilfläche des
Flurstücks 568 der Flur 1 Gemarkung Kleinkoschen.

ifs. GmbH  -  Institut für Freiraum und Siedlungsentwicklung
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Abbildung 1: Lage innerhalb des Gebietes der Stadt Senftenberg

0.3 Anlass und Ziele der Planung

Das  Plangebiet  befindet  sich  innerhalb  eines  gültigen  Vorhaben-  und  Erschließungsplans.
Allerdings  ist  für  diesen  Bereich  eine  öffentliche  Grünfläche  mit  der  Zweckbestimmung
‚Kinderspielplatz’  festgesetzt.  Ein  Spielplatz  wurden  in  diesem  Bereich  seit  Inkrafttreten  des
Vorhaben-  und  Erschließungsplanes  im  Jahre  1994  nicht  errichtet.  Stattdessen  erfolgte  die
Errichtung  eines  Spielplatzes  an  anderer  Stelle  des  Gemeindeteils  Kleinkoschen,  und  zwar
zwischen den Straßenzügen „Am Wettiggraben“ und „Wiesenweg“. Seitens der Stadt Senftenberg
besteht daher kein Bedarf mehr an der Errichtung eines Spielplatzes im Bereich des Flurstückes
539. 

Es besteht also keine Erforderlichkeit mehr für die damalige Festsetzung der Fläche als öffentliche
Grünfläche mit der Zweckbestimmung ‚Kinderspielplatz‘. Im Sinne einer sinnvollen Ausnutzung von
innerörtlichen,  voll  erschlossenen  Standorten  und  entsprechend  der  Nachfrage  seitens  der
ortsansässigen Bevölkerung soll der Bereich des Plangebietes daher zukünftig der Wohnnutzung
dienen.

ifs. GmbH  -  Institut für Freiraum und Siedlungsentwicklung
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Mit der Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 62 soll  die Ansiedlung von Wohnnutzung auf dem
innerorts  gelegenen  Flurstück  539,  Flur  1,  Gemarkung  Kleinkoschen,  welches  bislang  als
öffentliche Grünfläche festgesetzt ist, ermöglicht werden.

Es  wird  das  Verfahren  nach  §  13a  BauGB  zur  Nachverdichtung  von  Flächen  innerhalb  des
Siedlungsbereiches (Bebauungsplan der Innenentwicklung) angewendet.

Die Anwendung des beschleunigten Verfahrens begründet sich aus folgenden Punkten:
Der  räumliche  Geltungsbereich  des  Bebauungsplans  befindet  sich  innerhalb  eines  beplanten
Siedlungsbereiches. Der Bebauungsplan knüpft an die Planungsleitlinie in § 1 Abs. 6 Nr. 4 BauGB
an (Erhaltung, Erneuerung, Fortentwicklung, Anpassung vorhandener Ortsteile).
• Zulässige Grundfläche im Sinne des § 19 Abs. 2 BauNVO: 493 m² allgemeines Wohngebiet

Einfamilienhäuser  x  0,4  =  197,2  m²  =  0,02  ha,  damit  deutlich  unter  1  ha,  keine  weiteren
Bebauungspläne im beschleunigten Verfahren vorhanden, die in engem sachlichen, räumlichen
und zeitlichen Zusammenhang aufgestellt werden

• UVP-Pflicht ist ausgeschlossen
• keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung von FFH- und Vogelschutzgebieten:
• Mindestabstand der nächsten FFH- bzw. Vogelschutzgebiete über 1.350 m
• Das Aufstellungsverfahren vereinfacht sich daher folgendermaßen:
• Verzicht auf frühzeitige Erörterung und TÖB-Beteiligung gemäß §§ 3 und 4 Abs. 1 BauGB;
• Verzicht auf Umweltprüfung und Umweltbericht gemäß §§ 2 Abs. 4 bzw. 2a BauGB;
• Eingriffe in Natur und Landschaft gelten als vor der planerischen Entscheidung erfolgt

Im  einzelnen  sollen  die  bauplanungsrechtlichen  Voraussetzungen  für  die  Neuentwicklung  von
einem dem Wohnen dienenden Baugrundstück erreicht werden. Hierbei sollen insbesondere die
Einbindung in das Orts- und Landschaftsbild und der sparsame Umgang mit Grund und Boden
gewährleistet sein.

ifs. GmbH  -  Institut für Freiraum und Siedlungsentwicklung
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1 Städtebauliche Rahmenbedingungen

1.1 Übergeordnete Planungen

Landesentwicklungsprogramm 2007 (LEPro 2007), Landesentwicklungsplan Hauptstadtregion Ber  -  
lin-Brandenburg (LEP HR) 2019, Integrierter Regionalplan Lausitz-Spreewald

Nach  §  1  Abs.  4  BauGB  sind  die  Bauleitpläne  den  Zielen  der  Raumordnung  anzupassen.
Senftenberg ist  gemäß  LEP  HR  (Ziel  3.6)  Mittelzentrum  in  Funktionsteilung  mit  der  Stadt
Großräschen. Der in der Festlegungskarte des LEP HR festgelegte Freiraumverbund ist räumlich
und in seiner Funktionsfähigkeit zu sichern (LEP HR Ziel 6.2). Entsprechende Flächen befinden
sich westlich und nördlich angrenzend an den Siedlungsbereich von Kleinkoschen. 

Folgende weitere Ziele und Grundsätze sind für den Geltungsbereich relevant:
• Ziel 5.2 Abs. 1 LEP HR: Anschluss neuer Siedlungsflächen an vorhandene Siedlungsgebiete;
• Ziel 5.6 Abs. 2 und 3 LEP HR: Schwerpunkte der Wohnsiedlungsflächenentwicklung im weite-

ren Metropolenraum sind die Ober- und Mittelzentren; in diesen ist eine uneingeschränkte Ent-
wicklung von Wohnsiedlungsflächen über die Eigenentwicklung hinaus möglich.

• Grundsatz 5.1 LEP HR: Innenentwicklung und Funktionsmischung

Hinsichtlich  des  Ziels  5.2  des  LEP HR  ist  festzustellen,  dass  sich  das  geplante  Wohngebiet
innerhalb des Siedlungsgebietes des Gemeindeteils Kleinkoschen der Stadt Senftenberg befindet.
Gemäß Ziel  5.6  des  LEP HR ist  damit  die  Entwicklung  von  neuen  Wohnsiedlungsflächen  im
Bereich des Mittelzentrums Senftenberg – Großräschen möglich. Für die vorliegende Planungs-
absicht relevant ist auch der Grundsatz 5.1 des LEP HR, welcher besagt,  dass die Siedlungs-
entwicklung unter Nutzung von Nachverdichtungspotenzialen innerhalb vorhandener Siedlungs-
gebiete  sowie  unter  Inanspruchnahme  vorhandener  Infrastruktur  auf  die  Innenentwicklung
konzentriert werden soll,  wie dies bei der hier vorgesehenen  Ansiedlung von Wohnnutzung auf
einer innerorts gelegenen Fläche der Fall ist.

Der integrierte Regionalplan für die Region Lausitz-Spreewald liegt bisher nur im Entwurf aus dem
Jahre 1999 vor. Dieser wurde nach dem Vorliegen geänderter Rahmenbedingungen (Darstellungs-
richtlinie  von Sept.  2004,  rechtskräftiger Landesentwicklungsplan Berlin-Brandenburg von März
2009,  Richtlinie  des  Ministeriums  für  Infrastruktur  und  Raumordnung  für  die  Aufstellung,
Fortschreibung, Änderung und Ergänzung von Regionalplänen von Aug. 2009) nicht weiterverfolgt.
Mit  der  Veröffentlichung  im  Amtsblatt  für  Brandenburg  Nr.  13  vom  1.  April  2020  erfolgte  die
Unterrichtung  der  Öffentlichkeit  und  der  in  ihren  Belangen  berührten  öffentlichen  Stellen  zum
Integrierten Regionalplan der Regionalen Planungsgemeinschaft Lausitz-Spreewald. Damit wurde
der  Beschluss  der  Regionalversammlung  Lausitz-Spreewald  zur  Aufstellung  des  Integrierten
Regionalplans vom 24.11.2014 und der Beschluss der Regionalversammlung Lausitz-Spreewald
zur Gliederung des Integrierten Regionalplans vom 28.11.2018 veröffentlicht.  Dieser ist bis zum
heutigen  Datum  (Stand:  15.12.2022)  allerdings  noch  nicht  genehmigt.  Bis  zur  endgültigen
Erarbeitung des neuen integrierten Regionalplans wirken die Gegenstände der Teilregionalplanung
unverändert fort. Im einzelnen sind dies:

• Teilregionalplan II „Gewinnung und Sicherung oberflächennaher Rohstoffe“, Region Lau-
sitz-Spreewald, veröffentlicht am 26. August 1998 im Amtlichen Anzeiger für Brandenburg
Nr. 33

ifs. GmbH  -  Institut für Freiraum und Siedlungsentwicklung
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• Beschluss  der  Satzung  über  den  Sachlichen  Teilregionalplan  „Grundfunktionale
Schwerpunkte“ der Regionalen Planungsgemeinschaft Lausitz-Spreewald vom 17.06.2021
(in Kraft seit 22.12.2021)

Für den Geltungsbereich ergeben sich aus den genannten übergeordneten Planungen keine den
festgesetzten  Nutzungen  widersprechenden  Belange.  Es  wird  daher  eingeschätzt,  dass  die
Darstellungen des Bebauungsplanes im Einklang mit den Zielen der Raumordnung stehen.

1.2 Vorausgehende Planungen

Flächennutzungsplan

Der  seit  2019  rechtswirksame  Flächennutzungsplan  der  Stadt  Senftenberg  stellt  den
Geltungsbereich des B-Planes als Wohnbaufläche dar. 

Abbildung 2: Auszug  aus  dem  seit  2019  rechtswirksamen  Flächennutzungsplan  der  Stadt
Senftenberg  mit  Darstellung  des  ungefähren  Geltungsbereiches  des  in  Rede  stehenden
Bebauungsplans (ohne Maßstab)

Landschaftsplan

Der  Landschaftsplan  (LP)  der  Stadt  Senftenberg  wurde  parallel  zum  wirksamen  Flächen-
nutzungsplan (FNP) aufgestellt und im Zuge der Änderungen des FNP fortgeschrieben.

ifs. GmbH  -  Institut für Freiraum und Siedlungsentwicklung
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In der Fassung der Ergänzung / Aktualisierung von 2015 wird für den Vorhabensbereich in Karte 8
(Entwicklungskonzept)  Einzelhausbebauung  mit  Zier-  und  Nutzgärten  dargestellt.  In  Karte  9
(Maßnahmenkonzept) werden für den Bereich keine Maßnahmen aufgeführt. Im weiteren Umfeld
existieren Schutzausweisungen nach Naturschutzrecht (s. Pkt. 5.3).

Die  Festsetzungen  des  Bebauungsplans  „Flurstück  539  Kreuzweg  Kleinkoschen,  OT
Großkoschen“  sind  daher  als  konform  mit  den  Inhalten  von  Flächennutzungsplan  und
Landschaftsplan anzusehen.

ifs. GmbH  -  Institut für Freiraum und Siedlungsentwicklung
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2 Begründung  der  planungsrechtlichen  und  bauordnungs-
rechtlichen Festsetzungen

Allgemein ist als Ziel der planungsrechtlichen und bauordnungsrechtlichen Festsetzungen des Be-
bauungsplans Nr. 62 die Schaffung der baurechtlichen Voraussetzungen für die Entwicklung von
Wohnbebauung  zu nennen.  Es  erfolgt  eine  weitgehende  Übernahme  der  im  Vorhaben-  und
Erschließungsplan  (VEP)  „Nordwiesen“  für  die  benachbarten  Wohnbaugebiete  enthaltenen
Festsetzungen. Abweichungen ergeben sich bei der Festsetzung der Höhe der Hauptgebäude,
welche im VEP über die maximale Erdgeschossfußbodenhöhe, die maximale Geschosshöhe und
die  maximale  Höhe  des  Kniestocks  erfolgte,  während  im  vorliegenden  B-Plan  die  maximale
Firsthöhe  festgesetzt  wird.  Einige  der  im  VEP  enthaltenen  bauordnungsrechtlichen
Gestaltungsvorschriften wurden aufgrund der nicht mehr zeitgemäßen Regelungen (z.B. Reduktion
der  möglichen  Dacheindeckung  auf  Falzziegel  und  Biberschwänze)  bzw.  der  im  Rahmen  der
umgebenden Bebauung de facto Nichteinhaltung enger und strenger Vorschriften wie der genauen
Ausführung  von  Einfriedungen  oder  der  Dachform  und  -eindeckung  von  Garagen  und
Nebenanlagen angepasst bzw. sind entfallen. Die im VEP enthaltene unkonkrete Festsetzung zur
Fassadengestaltung wurde konkretisiert.  Ausführungen zum Umgang mit  den grünordnerischen
Belangen enthält Punkt 6 dieses Begründungstextes. 

2.1 Planungsrechtliche Festsetzungen

Gemäß  §  1  Abs.  5  BauGB  sollen  Bauleitpläne  eine  nachhaltige,  städtebauliche  Entwicklung
gewährleisten. Soziale, wirtschaftliche und umweltschützende Anforderungen sind miteinander in
Einklang  zu  bringen  und  eine  dem  Wohl  der  Allgemeinheit  dienende  Bodennutzung  sicher-
zustellen. Die Bauleitplanung soll somit dem Schutz und der Entwicklung der natürlichen Lebens-
grundlage, dem Klimaschutz und der Klimaanpassung sowie dem Erhalt und der Entwicklung des
Orts- und Landschaftsbildes dienen. 

Art der baulichen Nutzung

Die Art der baulichen Nutzung wird entsprechend der Nachfrage nach Wohnbauland als allgemei-
nes Wohngebiet  gemäß § 1  Abs.  1  BauNVO festgesetzt.  Die  im Plangebiet  sowie  in  dessen
weiteren Umfeld vorhandene Bebauung zeichnet sich durch Wohnnutzung aus.

Die Art der baulichen Nutzung bzw. der Nutzungskatalog für ein Allgemeines Wohngebiet wurde
noch einmal eingeschränkt, in dem alle ausnahmsweise zulässigen Nutzungen gemäß § 4 Abs. 3
BauNVO  ausgeschlossen  wurden.  Dies  entspricht  den  Entwicklungsabsichten  der  Stadt
Senftenberg und der damit verbundenen Festsetzung von Nutzungsmöglichkeiten.

Maß der baulichen Nutzung

Wenn ohne ihre Festsetzung öffentliche Belange, wie das Orts- und Landschaftsbild, beeinträchtigt
werden können, sind bei der Festsetzung des Maßes der baulichen Nutzung gemäß § 16 Abs. 3
BauNVO die Grundflächenzahl oder die Größe der Grundflächen der baulichen Anlagen, die Zahl
der Vollgeschosse oder die Höhe baulicher Anlagen zu bestimmen. 
Im vorliegenden Bebauungsplan sind die Grundflächenzahl, die Zahl der Vollgeschosse und die

ifs. GmbH  -  Institut für Freiraum und Siedlungsentwicklung
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Höhe der baulichen Anlagen festgesetzt. In Zusammenhang mit den Baugrenzen wird so eine dem
Standort angemessene Nutzung planungsrechtlich ermöglicht und abgesichert. 

Grundflächenzahl

Die Grundflächenzahl gibt an, wie viel m² Grundfläche je m² Grundstücksfläche im Sinne des § 19
Abs. 3 zulässig sind. Sie wurde abgestellt auf die vorhandene, mit knapp 500 m² relativ geringe
Grundstücksgröße. Mit 0,4 entspricht die Grundflächenzahl für den B-Plan Nr. 62 derjenigen aus
dem Vorhaben- und Erschließungsplan „Nordwiesen“.

Höhe baulicher Anlagen

Die  Festsetzung  der  Höhe  der  baulichen  Anlagen  wird  durch  die  Anzahl  der  Vollgeschosse
festgesetzt.  Um eine Anpassung an die Umgebungsbebauung zu erreichen,  welche durch 1,5-
geschossige Gebäude geprägt wird, wird zudem eine maximale Firsthöhe von 9,3 m festgesetzt,
bezogen  auf  folgenden  unteren  Höhenbezugspunkt:  Oberkante  Schacht  im  Bereich  der
öffentlichen Straßenverkehrsfläche unmittelbar südöstlich des Plangebietes mit 104,26 m NHN im
DHHN 2016. 
Aufgrund  der  geringen  Höhenunterschiede  zwischen  dem  Baugebiet  und  dem  angrenzenden
Straßenraum liegt die Geländeoberkante im Allgemeinen Wohngebiet in etwa auf der Höhe des
angegebenen Höhenbezugspunkts.

Überbaubare Grundstücksflächen

Die Anordnung des Baufensters ergibt sich aus der sinnvollen Ausnutzung des Grundstücks und
der  Sicherstellung  eines  geordneten  Ortsbildes.  Die  bereits  durch  die  bestehenden  Gebäude
vorgegebene  Gebäudeflucht  entlang  des  Kreuzweges  wird  auch  für  die  zukünftige  Bebauung
festgesetzt. Die Anlage von Nebenanlagen sowie sonstigen baulichen Anlagen wie Garagen und
Carports,  die  nach  Brandenburgischer  Bauordnung  in  den  Abstandsflächen  zulässig  sind,  ist
gemäß § 23 Abs. 5 BauNVO auch auf den nicht überbaubaren Grundstücksflächen zulässig.

Bauweise

Die  Festlegung  auf  Einzelhäuser  dient  der  Bewahrung  des  Charakters  eines  locker  bebauten
Siedlungsrandbereichs unter Berücksichtigung der geringen Dimensionierung der inneren Erschlie-
ßung. 

2.2 Bauordnungsrechtliche Gestaltungsvorschriften

Die  getroffenen  bauordnungsrechtlichen  Festsetzungen  zu  Dachform,  Dacheindeckung,
Dachneigung und Fassadengestaltung orientieren sich  am vorhandenen Bestand bzw.  an den
aktuellen Bedürfnissen der Bauherren. 

Die  Festsetzungen  zum  Ausschluss  spiegelnder  Dacheindeckungen  sowie  einer  grellen
Farbgebung der baulichen Anlagen dienen der Einfügung der neuen baulichen Anlagen in das
Ortsbild und der Vermeidung von unnötigen, störenden Lichtreflexen. Hiervon zu unterscheiden ist
die  allgemeine  Zulässigkeit  von  spiegelnden  Dachaufbauten  zur  Nutzung  solarer
Strahlungsenergie,  welche auch ohne gesonderte  Festsetzung gemäß § 14  BauNVO gilt.  Die
spiegelnde Wirkung wird in diesem Falle aus Gründen der positiven Effekte der entsprechenden
Anlagen für die Förderung des Klimaschutzes in Kauf genommen.
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Flächenhafte Stein-/Kies-/Splitt- und Schottergärten werden als unzulässig festgesetzt, damit ein
möglichst  hoher  Anteil  der  nicht  überbauten  Grundstücksflächen  für  den  Naturhaushalt  zur
Verfügung steht.

Die im Umfeld vorhandene Bebauung zeichnet sich durch eine relativ einheitliche Dachform und -
neigung  sowie  farbliche  Gestaltung  der  Hauptgebäude  aus.  Daher  werden  für  die  zukünftige
Bebauung  bauordnungsrechtliche  Gestaltungsvorschriften  getroffen,  die  der  Wahrung  des
vorhandenen Ortsbildes dienen.

Weitere bauordnungsrechtliche Festsetzungen wie Vorgaben zu Einfriedungen und Schottergärten
erfolgen  mit  dem  Ziel  einer  nachhaltigen  städtebaulichen  Entwicklung,  der  Förderung  des
Klimaschutzes und dem Erhalt des Orts- und Landschaftsbildes.
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3 Verkehrserschließung
Der Bebauungsplan verfolgt die Ziele:

• Einbeziehung  der  an  das  Baugrundstück  angrenzenden  öffentliche  Verkehrsfläche  des
Kreuzweges  bis  zur  Straßenmitte  in  den  Geltungsbereich  zur  Gewährleistung  der
Erschließung und Sicherung des straßenbegleitenden Baumbestands

Die für die geplante Wohnbebauung erforderlichen Stellplätze oder Garagen sind innerhalb des
Baugrundstücks einzuordnen. 

Das  Plangebiet  liegt  in  fußläufiger  Entfernung  zu  Haltestellen  des  öffentlichen
Personennahverkehrs  (ÖPNV).  Die  nächst  gelegene  Haltestelle  befindet  sich  am  Gasthaus
Kleinkoschen (ca. 350 m Entfernung). 

Die vorhandene öffentliche Erschließungsstraße „Kreuzweg“ ist für Feuerwehr und Rettungsdienst
befahrbar. 
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4 Ver- und Entsorgung

4.1 Trinkwasser

Derzeitiger  Versorgungsträger  ist  der  Wasserverband  Lausitz  mit  Sitz  in  Senftenberg.  Die
Trinkwasserversorgung  kann  über  die  öffentlichen  Anlagen  des  WAL im  Kreuzweg  gesichert
werden.

4.2 Schmutzwasser/ Regenwasser

Gemäß § 55 Abs. 2 Wasserhaushaltsgesetz hat die Beseitigung von Schmutz- und Niederschlags-
wasser getrennt zu erfolgen.

Die Aufgaben der Schmutzwasserentsorgung werden derzeit durch den Wasserverband Lausitz
wahrgenommen. Die Schmutzwasserentsorgung kann über die öffentlichen Anlagen des WAL im
Kreuzweg gesichert werden (Anschluss an Schacht KOS0048).

Anfallendes, unbelastetes Regenwasser von den Dachflächen von Wohngebäude und Garage ist
innerhalb  der  privaten  Grundstücksfläche  weitgehend  als  Brauchwasser  zu  verwenden  bzw.
dezentral zu versickern (s.a. Pkt. 5.4.2 – Beseitigung des Niederschlagswassers).

4.3 Gas / Elektroenergie

Versorgungsträger sind derzeit die Stadtwerke Senftenberg. Ein Anschluss an das Stromnetz ist im
Kreuzweg unmittelbar südlich des Geltungsbereiches möglich. Ein Anschluss an das Gasnetz ist
im Bereich des westlich verlaufenden Straßenzuges „Kreuzweg“ möglich; von dort wird auch das
westliche Nachbargrundstück angeschlossen.

4.4 Abfallentsorgung

Derzeitiger Abfallentsorgungsträger ist der Abfallentsorgungsverband „Schwarze Elster“. Auf dem
Grundstück ist ausreichend Stellfläche für Abfallbehälter vorzuhalten. Hinweise für die Gestaltung
der Standplätze für Abfallbehälter können der DGUV Regel 114-601 entnommen werden.

4.5 Vorgaben der Leitungsträger

Von den Leitungsträgern werden für die Bereiche mit vorhandenem Leitungsbestand folgende Vor-
gaben gemacht:

Stadtwerke Senftenberg GmbH

Das ausführende Unternehmen hat sich selbst über die tatsächliche Lage der Leitungen und die
Vollständigkeit von Hausanschlüssen durch entsprechende Maßnahmen (z. B. Suchgrabung) zu
informieren.
Die Realisierung von Bauvorhaben muss grundsätzlich unter Beachtung der BGV C22 und der
Hinweise zum Schutz von Versorgungsanlagen der Stadtwerke Senftenberg GmbH erfolgen.
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Im  Bereich  der  Versorgungstrassen  der  Stadtwerke  Senftenberg  GmbH  ist  das  Befahren  mit
schwerem Baugerät  bei nicht  verfestigter  Oberfläche auszuschließen,  ggf.  sind Überfahrten zu
schaffen.
Kreuzungen und Näherungen zu Leitungen bzw. Anlagen sind als kritische Bereiche zu betrachten
und  sind  nach  den  geltenden  technischen  Vorschriften  auszubauen.  Die  Versorgungsanlagen
dürfen lediglich manuell freigelegt werden. Freigelegte Leitungen sind fachgerecht zu sichern.
Vor Beginn der Arbeiten hat die bauausführende Firma, unter Vorlage der Stellungnahme zum
Bebauungsplan  nebst  Anlagen,  die  Notwendigkeit  einer  Bauablaufberatung  mit  den  unten
genannten Teamkoordinatoren abzustimmen.

Telefon Sitz

Herr Hendrischk Gas-  und  Fernwärme-
versorgung

03573 7093-66 Laugkstraße 13-15 in 
Senftenberg

Herr Nečas Stromversorgung, 
Straßenbeleuchtung

03573 7093-60 Laugkstraße 13-15 in 
Senftenberg

Sollten  durch  das  Vorhaben  Änderungen  der  Leitungen/Anlagen  notwendig  werden,  so  ist
rechtzeitig ein Antrag unter Vorgabe der genehmigten Ersatztrasse bzw. eines Ersatzstandortes zu
stellen. Die Kosten der Änderung/Umverlegung gehen zu Lasten des Antragstellers. Dieser erhält
das  Kostenangebot.  Nach  Vorliegen  der  Kostenübernahmeerklärung  werden  Termine  zur
Ausführung der Leistung vereinbart.
Bei  Errichtung  von  Gebäuden  oder  Anlagen  ist  die  einzuhaltende  Abstandsfläche  zu  den
Versorgungsanlagen mit der entsprechenden technischen Abteilung der Stadtwerke Senftenberg
GmbH festzulegen. 

Wasserverband Lausitz (WAL)

Achtung!
Die im Erdreich liegenden Trinkwasserleitungen, Abwasserleitungen und Kabel sind Bestandteil
der Anlagen zur Öffentlichen Ver- und Entsorgung, Beschädigungen dieser Anlagen können zu
Ver- bzw. Entsorgungsunterbrechungen und zu Gefährdungen für Leib und Seele führen.

Fragen Sie uns vor der Arbeitsaufnahme!
Vor der Aufnahme von Erdarbeiten im öffentlichen oder privaten Grund ist rechtzeitig durch die
bauausführende  Firma  bei  den  zuständigen  Dienststellen  der  Wasserverband  Lausitz
BetriebsführungsGmbH  (WAL-Betrieb)  anzufragen,  ob  und  wo  in  der  Nähe  der  Arbeitsstelle
Trinkwasserleitungen,  Abwasserleitungen  und/oder  Kabel  liegen.  Sind  solche  Anlagen  im
Baustellenbereich vorhanden, so muss die bauausführende Firma die erforderlichen Angaben zur
Lage der Ver- und/oder Entsorgungsleitungen bzw. Kabel einholen.
Die  Anwesenheit  eines  Beauftragten  von  WAL-Betrieb  an  der  Baustelle  entbindet  den
Unternehmer nicht von seiner Verantwortung. Wurden für die betreffende Baumaßnahme bereits
Bestandsunterlagen zur Lage von Kabeln, Ver- bzw. Entsorgungsleitungen des WAL übergeben,
sind diese Unterlagen bei erneuter Anfrage vorzulegen.

Vorsicht bei Erdarbeiten jeder Art!
Es liegt im eigenen und allgemeinen Interesse, dass diejenigen, die Erdarbeiten in der Nähe von
Kabeln,  Ver-  bzw.  Entsorgungsleitungen  des  WAL ausführen,  dabei  äußerste  Vorsicht  walten
lassen, um Beschädigungen zu vermeiden.
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Beschädigungen können teuer werden!
Bei  einer  schuldhaften Beschädigung kann es zu einer  Bestrafung nach dem Strafgesetzbuch
kommen. Auch muss nach ständiger Rechtssprechung des Bundesgerichtshofes mit weitgehenden
Ersatzansprüchen gerechnet werden. Besonders schwer sind die Folgen bei Personenschäden
und den damit verbundenen Kosten.

Schadenersatz!
Wer Schäden an Kabeln, Ver- und Entsorgungsleitungen verursacht, ist dem Eigentümer dieser
Anlage zum Schadenersatz verpflichtet.

Mitarbeiter bestens informieren!
Der  Unternehmer  ist  verpflichtet,  seinen  Mitarbeitern  den  Inhalt  dieses  Merkblattes  bekannt
zugeben  und  dessen  Einhaltung  zu  kontrollieren.  Unter  Berücksichtigung  der
Unfallverhütungsvorschriften der Berufsgenossenschaft muss er seine Mitarbeiter auf die Gefahren
hinweisen, die mit der Beschädigung von Rohrleitungen bzw. Kabeln verbunden sind.
Vorhandene Straßenkappen dürfen nicht entfernt werden. Sollte sich (in Ausnahmefällen!) deren
Ausbau nicht vermeiden lassen, sind sie nach erfolgter Kabelverlegung wieder ordnungsgemäß
und dem Geländeniveau angepasst zu setzen.

Lage und Tiefe der Kabel-, Ver- bzw. Entsorgungsleitungen!
Die Trinkwasserversorgungsleitungen liegen im allgemeinen in einer Tiefe zwischen 1 m bis 2 m
unterhalb  der  Erdoberfläche.  Außerhalb  geschlossener  Ortschaften  sind  diese  Leitungen  im
allgemeinen  mit  Warnband  0,3  m  über  dem  Scheitel  der  Leitung  gekennzeichnet.  Innerhalb
geschlossener  Ortschaften  weisen  Schilder  von  Hydranten  bzw.  Schiebern  auf  die  Lage  der
Leitung hin. Die Abwasserleitungen liegen im allgemeinen in einer Tiefe zwischen 0,8 m bis rd. 4 m
– teilweise auch noch in größeren Tiefenlagen. Elektro-, Steuer- bzw. Informationskabel liegen im
allgemeinen  in  einer  Tiefe  zwischen  0,6  m  -  0,8  m.  Die  genaue  Lage  und  Tiefe  von
Trinkwasserleitungen,  Abwasserleitungen  und/oder  Kabeln  ist  ggf.  durch  Suchschachtung
festzustellen.

In Leitungsnähe keine spitzen oder scharfen Werkzeuge verwenden!
Erdarbeiten  in  der  Nähe  von  Rohrleitungen  bzw.  Kabeln  sind  nur  in  Handschachtung
vorzunehmen.  Für  diese  Arbeiten  sind  grundsätzlich  stumpfe  Geräte,  wie  Schaufeln  usw.  zu
verwenden. Da mit  seitlichen Abweichungen der Leitungstrasse von der im Plan bezeichneten
Lage gerechnet werden muss, gelten die gleichen Vorsichtsmaßnahmen auch in einer Breite von
je 0,5 m rechts und links der Kabel-, Ver- bzw. Entsorgungsleitung. Die genaue Lage und Tiefe der
Versorgungsleitung ist ggf. durch Suchschachtung festzustellen. Maschinelle Baugeräte dürfen nur
in einem solchen Abstand von Kabeln, Ver- bzw. Entsorgungsleitungen eingesetzt werden, dass
Beschädigungen ausgeschlossen sind.

Anweisungen des WAL-Betrieb einhalten!
Soweit erforderlich, werden von WAL-Betrieb weitere Hinweise für die Baumaßnahme gegeben.
Diese Anweisungen müssen sorgfältig eingehalten werden.

Achtung bei freigelegten Leitungen!
Die  Kabel-,  Ver-  bzw.  Entsorgungsleitungen  dürfen  nicht  betreten  werden.  Sie  müssen  vor
Beschädigungen,  z.  B.  durch herabfallende Steine,  Hölzer,  Werkzeuge  oder  Geräte  geschützt
werden.  Vollständig  freigelegte  Kabel,  Ver-  bzw.  Entsorgungsleitungen  müssen  nach  den
Anweisungen des WAL-Betrieb  mit  aller  Vorsicht  abgefangen werden.  Freigelegte  Schutzrohre
sind  in  ihrer  ursprünglichen  Lage  zu  sichern.  Markierungssteine,  die  entfernt  wurden,  sind
sorgfältig  zu  lagern.  Freigelegte  Kabel,  Ver-  bzw.  Entsorgungsleitungen  dürfen  nur  nach
Anweisungen des WAL-Betrieb abgedeckt und verfüllt werden. Markierungssteine müssen wieder
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so  eingebracht  werden,  dass  sie  die  Lage  der  Kabel,  Ver-  bzw.  Entsorgungsleitung  genau
kennzeichnen.  Die  bauausführende  Firma  trägt  dafür  die  Verantwortung.  Werden  bei
Tiefbauarbeiten  Kabel,  Ver-  bzw.  Entsorgungsleitungen  unbeabsichtigt  freigelegt,  ist  dies  dem
WAL-Betrieb unverzüglich mitzuteilen.

Beschädigungen unverzüglich melden!
Alle Beschädigungen, auch wenn sie im Augenblick unbedeutend erscheinen, wie geringfügige
Druckstellen, Beschädigungen des Außenmantels, sind unverzüglich zu melden. Dadurch besteht
die  Möglichkeit,  schwerwiegende  Folgeschäden  zu  verhindern.  Beschädigungen  sind
vorzugsweise bei der Dienststelle des WAL-Betrieb, welche die Auskunft zum Bestand der Kabel,
Ver- und Entsorgungsleitungen erteilt hat, zu melden.
Werden zur Durchführung der Baumaßnahmen Grundwasserabsenkungen und damit verbundene
Wasserableitungen  über  öffentliche  Kanäle  notwendig,  sind  diese  genehmigungs-  und
gebührenpflichtig. Eine ungenehmigte Einleitung stellt eine Ordnungswidrigkeit dar und kann mit
einer Geldbuße belegt werden.

Deutsche Telekom Technik GmbH

Bei der Bauausführung ist darauf zu achten, dass Beschädigungen der Telekommunikationslinien
vermieden  werden.  Es  ist  deshalb  erforderlich,  dass  sich  die  Bauausführenden  über  die  zum
Zeitpunkt  der  Bauausführung vorhandenen Telekommunikationslinien der  Telekom Deutschland
GmbH informieren. Tiefbaufirmen, Versorgungsbetriebe und Behörden können die Planauskünfte
jederzeit  und  kostenlos  über  die  Internetanwendung  „Trassenauskunft  Kabel“  unter
<https://trassenauskunftkabel.telekom.de> beziehen.
Voraussetzung dazu ist der Abschluss eines Nutzungsvertrages.
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5 Restriktionen

5.1 Denkmalschutz

Innerhalb des Geltungsbereiches sind zum derzeitigen Planungsstand keine Boden- bzw. Kultur-
denkmale bekannt.

Sollten  bei  Erdarbeiten  Bodendenkmale,  wie  Steinsetzungen,  Mauerwerk,  Erdverfärbungen,
Holzpfähle oder  -bohlen,  Tonscherben,  Metallsachen,  Münzen,  Knochen u.ä.  entdeckt  werden,
sind diese unverzüglich dem BLDAM (Außenstelle Cottbus) oder der unteren Denkmalbehörde
beim  Landkreis  Oberspreewald-Lausitz  anzuzeigen.  Die  entdeckten  Bodendenkmale  und  die
Entdeckungsstätte sind für mindestens fünf Werktage in unverändertem Zustand zu erhalten und
in geeigneter Weise vor Gefahren für die Erhaltung zu schützen. Funde sind ablieferungspflichtig.
Sollten umfangreiche archäologische Maßnahmen notwendig werden,  sind die Kosten dafür im
Rahmen des Zumutbaren vom Veranlasser des Vorhabens zu tragen. Dies ist bei entsprechenden
finanziellen und terminlichen Planungen zu berücksichtigen.

5.2 Immissionsschutz

Im  Bereich  des  Plangebietes  sind  keine  wesentlichen  Lärm-  und  Schadstoffimmissionen  zu
erwarten.

5.3 Naturschutz

Schutzgebiete

Im Umfeld des Plangebietes befinden sich folgende Schutzgebiete bzw. -objekte gemäß §§ 23 bis
30 sowie 32 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG):

• Landschaftsschutzgebiet  (LSG)  „Elsterniederung  und  westliche  Oberlausitzer  Heide
zwischen  Senftenberg  und  Ortrand“  in  etwa  140  m  Entfernung  westlich  des
Geltungsbereiches

• Naturschutzgebiet  (NSG)  „Sorno-Rosendorfer-Buchten“  (DE  4450-502)  in  etwa  500  m
nordöstlich des Geltungsbereiches

• FFH-Gebiet  „Insel  im  Senftenberger  See“  (DE  4550-302)  (gleichzeitig  NSG  „Insel  im
Senftenberger See“ - DE 4550-501) in über 1.350 m Entfernung westlich bzw. südwestlich
des Geltungsbereiches

Eine erhebliche Beeinträchtigung der genannten Schutzgebiete kann aufgrund der Entfernung und
der Lage innerhalb bereits vorhandener Bebauung ausgeschlossen werden.

Empfehlungen zum Insektenschutz im Plangebiet:

- wenn  möglich  Erhalt  bzw.  Umsetzung  der  vorhandenen  älteren  Sträucher  (u.a.
Sommerfliedersträucher,  welche  trotz  des  Umstands,  dass  es  sich  nicht  um heimische
Gehölze handelt, eine besondere Bedeutung als Insektennährpflanzen besitzen)

- Verwendung von insektenfreundlicher Beleuchtung für Wege und Stellplätze
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5.4 Wasserschutz

5.4.1 Wasserschutzgebiete

Im Geltungsbereich befinden sich keine relevanten Grundwassernutzungen und keine Trinkwas-
serschutzgebiete. 

5.4.2 Hochwasserschutz

Hochwasserrisikogebiet

Der Geltungsbereich liegt vollständig im Risikogebiet außerhalb von einem Überschwemmungs-
gebiet gemäß § 78b Abs. 1 Satz 1 Wasserhaushaltsgesetz (WHG) (hier: Flussgebiet Schwarze
Elster mit  Nebengewässern).  Das bedeutet,  dass das im Risikogebiet liegende Grundstück bei
einem  Hochwasser  mit  niedriger  Wahrscheinlichkeit  (voraussichtliches  Wiederkehrintervall
mindestens 200 Jahre) oder bei Extremereignissen überflutet wird.

Auf  der  vom  Land  Brandenburg  im  Internet  veröffentlichten  AuskunftsPlattform  Wasser  (Link:
https://apw.brandenburg.de)  besteht  die  Möglichkeit,  sich  selbst  zur  Lage  des  Flurstückes  im
Risikogebiet sachkundig zu machen.

Gemäß § 9 Abs. 6a Baugesetzbuch (BauGB) wird das beschriebene Risikogebiet außerhalb von
Überschwemmungsgebieten  im  Sinne  des  §  78b  Absatz  1  des  Wasserhaushaltsgesetzes
nachrichtlich in die Planzeichnung des B-Plans übernommen.

Das bedeutet, dass insbesondere unter Berücksichtigung
- der allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse und der Sicherheit

der Wohn- und Arbeitsbevölkerung gemäß § 1 Abs. 6 Nummer 1 BauGB und
- der  Belange  des  Küsten-  oder  Hochwasserschutzes  und  der  Hochwasservorsorge,

insbesondere die Vermeidung und Verringerung von Hochwasserschäden gemäß § 1 Abs. 6
Nummer 12 BauGB der Schutz von Leben und Gesundheit und die Vermeidung erheblicher
Sachschäden im Plangebiet zu prüfen bzw. zu beurteilen ist.  In diesem Zusammenhang ist
auch § 5 Abs. 2 WHG (Allgemeine Sorgfaltspflichten) zu beachten.

In  der  Stellungnahme  der  Gemeinsamen  Landesplanung  Berlin-Brandenburg  im  Rahmen  der
förmlichen TÖB-Beteiligung wird darauf  verwiesen,  dass über  die fachrechtlich ausgewiesenen
Überschwemmungsgebietes hinaus in der Verordnung über die Raumordnung im Bund für einen
länderübergreifenden  Hochwasserschutz  (BRPHV)  vom  19.08.2021  Ziele  und  Grundsätze  der
Raumordnung zur Vorsorge gegen Überschwemmungsgefährdung festgelegt sind, die durch die
Kommunen in ihren Bauleitplänen zu beachten bzw. zu berücksichtigen sind.

Für  den  Neubau  bzw.  die  wesentliche  Erweiterung  von  Gebäuden  wird  eine  hochwasser-
angepasste  Bauweise  empfohlen  (v.a.  hinsichtlich  Standsicherheit,  Schutz  vor  eindringendem
Kanalisationswasser,  Anpassung  der  Bausubstanz  und  Gebäudeausstattung).  Weiterführende
Informationen  sind  der  vom  Bund  veröffentlichten  Hochwasserschutzfibel  (Objektschutz  und
bauliche Vorsorge, Stand:  Februar 2022, Link:  https://www.bmi.bund.de/SharedDocs/downloads/
DE/publikationen/themen/bauen/hochwasserschutzfibel.pdf) zu entnehmen.
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Beseitigung des Niederschlagswassers

Hinsichtlich der natürlichen Gebietseigenschaften stehen im Plangebiet laut Geologischer Karte
1:25.000 Ablagerungen in Bach- und Flusstälern (Auensand) an; gemäß Legendenableitungen aus
den Bodengrundkarten zu Substratgruppen liegen Böden aus Sand mit Torf in holozänen Tälern
vor  (Quelle:  GeoPortal  LBGR  Brandenburg,  Abruf  am  15.12.2022).  Anhand  der  Daten  des
Landesamtes  für  Umwelt  (LfU)  zum  Grundwasserflurabstand  (Kartendienst  zum
Grundwasserflurabstand  2013  Brandenburg,  Abruf  am  15.12.2022)  ist  von  einem  mittleren
Grundwasserflurabstand von 5,0 bis 7,5 m auszugehen. Laut Stellungnahmen des Landesamtes
für  Bergbau,  Geologie  und  Rohstoffe  sowie  der  Lausitzer  und  Mitteldeutschen  Bergbau-
Verwaltungsgesellschaft mbH im Rahmen der förmlichen Beteiligung unterliegt das Plangebiet im
Zusammenhang mit der Außerbetriebnahme der bergbaulichen Entwässerungsmaßnahmen sowie
der  Flutung  der  umliegenden  Tagebaurestlöcher  dem  Grundwasseranstieg.  Der  derzeitige
Grundwasserstand (Stand: Hydroisohypsenplan 2021) liegt bei ca. 99,0 m NHN. Prognostisch wird
sich der Grundwasserstand im vom Bergbau beeinflussten Haupthangendgrundwasserleiter bei
ca.  +100,0  m NHN bis  103,0  m NHN (Stand:  HGM ERLK 2016,  Bearbeitungsstand 05/2018)
einstellen. Es werden sich nach Abschluss des Grundwasserwiederanstieges, bezogen auf den
Haupthangendgrundwasserleiter,  Grundwasserflurabstände  von  mehr  als  2  m  einstellen.
Hingewiesen wird in  diesem Zusammenhang auf  eine gewisse Unschärfe bei der Angabe von
grundstücksbezogenen  Grundwasserflurabständen,  da  die  durchgeführten  Grundwassermodell-
rechnungen großräumig sind.

Damit  sind  aller  Voraussicht  nach die  natürlichen Gebietseigenschaften  für  eine ausreichende
Versickerungsfähigkeit  (sickerfähiger  Boden  und  ausreichender  Mindestabstand  vom
Bemessungsgrundwasserstand) gegeben.

5.5 Waldschutz

Im Plangebiet sowie in dessen Umfeld existieren keine Waldflächen gemäß Brandenburgischem
Waldgesetz (BbgWaldG).

5.6 Bergbau

Grundwasserwiederanstieg

Der Geltungsbereich befindet sich im Bereich des Grundwasserwiederanstiegs der umliegenden
Bergbaulandschaften. Es ist mit saurem und erhöht sulfathaltigem Grundwasser zu rechnen.

Altbergbau

Nördlich außerhalb des Plangebietes liegen Flächen, die von stillgelegten bergbaulichen Anlagen
beansprucht  werden.  Es  handelt  sich  um  Risiko-/Gefährdungsbereiche  aus  dem  Tagebau
Niemtsch bei Senftenberg.

Es  wird  darauf  hingewiesen,  dass  in  allen  Risikobereichen  des  untertägigen  Altbergbaus  im
Deckgebirge  praktisch  über  allen  bergmännischen  Auffahrungen  –  unabhängig   vom
Verwahrungszustand – noch sog. „hängende Brüche“ vorhanden sein können, die im Laufe der
Zeit zur Ausbildung von Tagesbrüchen oder anderen Bergschäden an der Tagesoberfläche führen
können.  D.  h.  auch  nach  den  bergtechnischen  Sanierungsmaßnahmen  verbleibt  stets  ein
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altbergbaulich bedingtes Restrisiko.

Bei konkreten Baumaßnahmen auch im angrenzenden Bereich des Altbergbaus wird dringend eine
geotechnische  Baugrundbegutachtung  empfohlen,  die  die  altbergbaulichen  Verhältnisse
berücksichtigt.

Sanierungsbergbau/ Bergaufsicht

Das Plangebiet liegt teilweise innerhalb der Grenzen eines von der Bergbehörde zugelassenen
Abschlussbetriebsplanes  (ABP)  der  Lausitzer  und  Mitteldeutschen  Bergbau-Verwaltungsgesell-
schaft (LMBV), dem ABP „Restlochkette Sedlitz, Skado, Koschen (Teil Brandenburg)“ (Gz.: r SFB
4-1.4-1-1 vom 23.04.1997) und steht somit in diesem Bereich unter Bergaufsicht (s. nachrichtliche
Darstellung  in  der  Planzeichnung).  Bei  diesem Teilbereich  des  ABP handelt  es  sich  um eine
ehemalige 15-kV-Trasse, die schon in den 1990er Jahren zurückgebaut wurde und noch unter
Bergbausicht steht.

Für unter Bergaufsicht stehende Flächen gilt generell Folgendes:

> Alle Maßnahmen, welche vor Beendigung der Bergaufsicht auf diesen Flächen zur Realisierung
kommen sollen, sind gegenüber der zuständigen Bergbehörde, dem Landesamt für Bergbau,
Geologie und Rohstoffe (LBGR) des Landes Brandenburg. anzeige- und zustimmungspflichtig.

> Der Baubeginn des Vorhabens ist der LMBV rechtzeitig vorab schriftlich anzuzeigen. Eine Kopie
der  Baugenehmigung  ist  zu  übergeben.  Ansprechpartnerin  ist  Frau  Schmidtchen
(Projektmanagerin VL3), Tel.-Nr.: 03573-84-4683.

Es besteht kein Sanierungs- und Rekultivierungserfordernis.

Medien/Anlagen

Es sind keine Medien und Anlagen (elektrotechnisch, Trink- und Abwasser) in Zuständigkeit der
LMBV vorhanden.

Fazit

Da der B-Plan Geltungsbereich von betriebsbedingten Tätigkeiten der LMBV beeinflusst ist bzw.
innerhalb  der  aktuellen  Grundwasserbeeinflussung  liegt,  ist  eine  Bewertung  von  baurechtlich
genehmigungspflichtigen  Vorhaben  nach  §§  110  bis  113  BBergG  erforderlich.  Wir  empfehlen
folgende Maßnahmen:

> Durchführung einer Baugrunduntersuchung für alle geplanten Bauvorhaben gemäß geltendem
Landesbaurecht.

> Einreichen der Ergebnisse der Baugrunduntersuchung und der geplanten Tragwerkkonstruktion
zur  Einsicht  gemäß  $$  110  bis  113  Bundesberggesetz  (BBergG)  bei  der  LMBV,  Abteilung
Bergschäden/Entschädigungen  (KF1).  Daraus  ableitbare  Forderungen  hinsichtlich.  einer
Anpassungs- bzw. Sicherungspflicht werden dem Antragsteller von der LMBV zugestellt.

In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass nach § 112 BBergG der Anspruch auf
Ersatz  eines  Bergschadens  ausgeschlossen  ist,  wenn  die  §§  110  bis  113  BBergG  bei  der
Errichtung, Erweiterung und Änderung von Bauwerken nicht beachtet wurden/werden.
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5.7 Altlasten

Innerhalb des Geltungsbereiches sind zum derzeitigen Planungsstand keine Altlasten bekannt.
Das schließt nicht aus, dass sich auf den Flurstücken bisher unbekannte Altlasten oder sonstige
schädliche Bodenveränderungen befinden können. Sollte es dafür Anhaltspunkte geben, besteht
die gesetzliche Pflicht, die zuständige Behörde darüber unverzüglich zu informieren. 
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6 Umweltbelange und Grünordnung
Der  für  den Bereich  des  Plangebietes  bisher  gültige  Vorhaben-  und  Erschließungsplan  (VEP)
„Nordwiesen“ enthält zum Thema Umweltbelange und Grünordnung folgende Festsetzungen:

- Festsetzung von 2 Baumpflanzungen entlang des Kreuzweges auf der Höhe des Flurstücks 539
- Festsetzung von 2 Baumpflanzungen sowie Strauchpflanzungen auf dem Flurstück 539

Diese werden im vorliegenden Bebauungsplan Nr. 62 aufgegriffen, indem die bereits vorhandenen
zwei Straßenbäume als Erhalt festgesetzt werden und auf dem Grundstück Neupflanzungen von
Hochstämmen  vorzusehen  sind  in  Abhängigkeit  von  der  Grundfläche  des  zu  errichtenden
Wohngebäudes.

Die im VEP enthaltenen grünplanerischen Festsetzungen (Schonung des Landschaftshaushaltes,
Oberflächenwasserabführung, Oberbodensicherung etc.) werden sinngemäß in den Bebauungs-
plan Nr. 62 übernommen bzw. weiterentwickelt.

6.1 Festsetzungen

Anpflanzen von Bäumen,  Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9  Abs.  1 Nr.  25 Bst.  a
BauGB)

Auf  dem  einzelnen  Baugrundstück  sind  als  Ausgleich  für  die  Neuversiegelung  durch  das  zu
errichtende Wohngebäude Baumpflanzungen vorzunehmen. Pflanzliste 1 (s. Planzeichnung Pkt.
III.2) enthält Empfehlungen zu hierfür geeigneten Baumarten.

Erhaltung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 Bst. b BauGB)

Die vorhandenen Straßenbäume (Kugel-Ahorn) im Bereich der öffentlichen Verkehrsfläche sind auf
Dauer zu erhalten. 

6.2 Allgemeiner und spezieller Artenschutz

Die Vorgaben der §§ 39 und 44 BNatSchG zum Artenschutz sind zu beachten.

6.3 Maßnahmen der Grünordnung

Die im Folgenden erläuterten Maßnahmen der Grünordnung wurden als Festsetzungen bzw. Hin-
weise in den Bebauungsplan integriert.

Schutz von Oberboden

Der belebte Oberboden ist gemäß § 202 BauGB zu schützen. Vor Baubeginn ist der vorhandene
Oberboden in einer Mächtigkeit von i.d.R. 0,3 m abzuschieben und nach Bauabschluss auf die
umgebenden Vegetationsflächen in gleicher Stärke wieder aufzubringen. Überschüssiger belebter
Oberboden ist anderen geeigneten Baumaßnahmen zuzuführen.
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Begrenzung der Bodenversiegelung

Stellplatz-,  Wege-  und  sonstige  Erschließungsflächen  sind  in  wasserdurchlässigem  Aufbau
herzustellen  (z.B.  Pflaster  ohne dichten Fugenverguss,  Schotterrasen,  sandgeschlämmte Kies-
oder  Schotterdecken).  Wasserdurchlässigkeit  wesentlich  behindernde  Befestigungen  wie
Betonunterbau, Fugenverguss, Asphaltierungen und Betonierungen sind unzulässig.
Jeweils  höchstens  20  %  der  nicht  überbauten,  privaten  Grundstücksflächen  dürfen  durch
Zufahrten, Wege, Terrassen o.ä. befestigt werden.

Versickerung von Niederschlagswasser

Die nicht überbauten Flächen sind als Grünflächen/Gartenflächen anzulegen.
Anfallendes, unbelastetes Regenwasser von Gebäuden und befestigten Flächen ist als Maßnahme
zum  Schutz  der  Natur  (des  Naturgutes  Wasser)  innerhalb  der  privaten  Grundstücksflächen
vollständig zu versickern bzw. als Brauchwasser zu verwenden.
Bodenversiegelungen sind gemäß § 54 Abs. 3 des Brandenburgischen Wassergesetzes (BbgWG)
auf ein Mindestmaß zu beschränken. Das gesamte anfallende Niederschlagswasser muss unter
Beachtung  des  §  54  Abs.  4  Satz  1  BbgWG  zur  Grundwasserneubildung  genutzt  und  zur
Versickerung gebracht werden.

6.4 Naturschutzrechtliche Eingriffsregelung

Da es sich im vorliegenden Fall um einen Bebauungsplan handelt, der im beschleunigten Verfah-
ren nach § 13a BauGB aufgestellt werden soll, ist der § 13a Abs. 2 Nr. 4 des BauGB entsprechend
anzuwenden. Demnach gelten die Eingriffe, die aufgrund des Bebauungsplanes zu erwarten sind,
als  im Sinne des §  1a Abs.  3 Satz 5 BauGB vor  der  planerischen Entscheidung erfolgt  oder
zulässig (= Aussetzen der Eingriffsregelung).

Dennoch werden folgende Vermeidungs- und Minimierungsmaßnahmen festgelegt:
• Erhalt von Gehölzen
• Minimierung der Bodenversiegelung
• Schutz von Oberboden
• Verwendung wasserdurchlässiger Bodenbefestigung
• landschafts- und ortsbildgerechte Gestaltung der Bauwerke

Trotz des Aussetzens der Eingriffsregelung wird je 50 m² Gebäudegrundfläche eine Hochstamm-
pflanzung  vorgesehen,  welche  der  Minderung  der  Wirkungen  der  Neuversiegelung  durch
Neubebauung und damit auch der sinngemäßen Fortführung des Kompensationskonzeptes des
derzeit für das Plangebiet gültigen Vorhaben- und Erschließungsplans „Nordwiesen“ dient.
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7 Flächenbilanzierung

Allgemeines Wohngebiet 0,05 ha

öffentliche Verkehrsflächen 0,01 ha

gesamt 0,06 ha
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